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90 März 1955 wird zurückgewiesen°
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Der Kläger9 ein in Südtirol geborener italienischer Staats—

angehöriger deutschen Volkstums, war seit dem 160_März 1944 als
‘Telegrafenarbeitcr bei der Deutschen Dienstpost Alpenvorland

beschäftigte Diese dem Reichepostministerium unmittelbar unter-
stellte deutsche Postverwaltung bestand von September 1943 bis

Mai 1945 und hatte ihren Hauptsitz in Bozen; ihr Bereich um— '

faßte die italienischen Provinzen Bozen, Trient und Belluno;

zu ihrem Personal gehörten neben Bediensteten aus dem Altreich

— darunter der Leiter Dro Ixxxxx — und aus dem Gebiet der da—

maligen Reichspostdirektion Innsbruck auch in Südtirol angewor—

bene einheimische Arbeitskräfte° Der schon damals in Gossensass

wohnhafte Kläger arbeitete mit seinem Iautrupp je nach Bedarf

an verschiedenen Orten des Dienstbereiches Brixen, immer je—

doch südlich vom Brenner°

Am b‘onnabend‚ dem 180 November 1944, wollte der Kläger.abends

mit dem Zuge von Brixen‚ wo er die Woche über gearbeitet hat —
te9 nach Gossensass zu seiner Familie fahren° Dort sollte er

am folgenden Montag Schaltungsarbeiten ausführeno Da sich die

Abteiltür eines Personenwagens nicht öffnen ließ, wollte der

Kläger noch rasch in den Gerätewagen des abfahrbereiten Zuges

einsteigeno Als er auf dem Trittbrett stand, setzte sich der

Zug in Bewegung; hierbei glitt der Kläger aus und ihm wurde

das rechte Bein unterhalb des Kniees abgefahren„ Die Deutsche

Dienstpost bezahlte die Kosten der Heilbehandlungo Nach Ab—

schluß der Unfallermittlungen berichtete der Leiter Dr° Dxxxxx

dem Amt für Unfallversicherung der Deutschen Reichspost in

Dresden: Für die bei der Deutschen Dienstpost Albenvorland'be-'

‚schaftigten einheimischen Arbeitskräfte bestehe zwar eine ört—

lich organisierte Krankenfürsorge, jedoch seien sie nicht gegen
Arbeitsunfälle versicherte Auch nach den italienischen Gesetzen

seien Bedienstete der Postverwaltung — abgesehen von Telegra—

fenbauarbeitern privater Unternehmen — nicht unfallversiche—

runggpflichtigo In Hinblick auf zwei schwere Arbeitsunfälle

VOlk3deutseher Bediensteter (darunter der Kläger) möge das
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Reichspostministerium die Frage der Unfullfürsorge für die_bei

der Deutschen.Dienstpost beschäftigten Einheimischen im Sinne

ihrer Gleichstellung mit den Bediensteten der Deutschen Reichs—

peSt prüfen„ Das verbotswidrige Handeln des Klägers sei unter

Berücksichtigung der Verkehrsschwierigkeiten in der Operations—

zone Alpenvorland sowie seines pflichtgemäßen Bestrebens, den

Dienstpletz unter allen Umständen zu erreichen, nicht von aus—
schlaggebender Bedeutungo

Auf den im März 1945 in Dresden eingegangenen Bericht wurde
infolge der militärisch/politischen Lage nichts mehr Veran—

laßt„ Seit Ende 1948 bearbeiteten österreichische Dienst—

stellen die Angelegenheito Sie wurde schließlich
an das Amt

für Unfallvcrsicherung der Deutschen Post in Stuttgart heran-

getregene Dieses Amt teilte mit Schreiben vom 290 Juli 1949

der Allgemeinen Unfallversicherungsenetalt in Wien mit? es

sei für die Bearbeitung der Unfallseche zuständig; gleich-
zeitig hat es um die Angabe des für die Feststellung der.

Unfallrente benötigten Jehreserbeitsverdienstes„ Hit Be—

scheid Vom 25„ August 1949 lehnte das Amt jedoch die Ge—
währung der Unfullentsehädigung ab mit der Begründung, bei

der Lntstehung des Unfalls habe grobe fehrlässigkeit des

Verletzten mitgewirkt (@@543‚ 556 Satz 2 der Reichsver—

sieherungsordnung — RVO — ; die letztgenannte Vorschrift war
damals gerade durch 5 9 des Gesetzes über Verbesserungen

der gesetzlichen Unfallversicherung — UVVG — vom 10; 8° 1949

aufgehoben werden? jedoch erst mit Wirkung vom 10 60 1949

an ——@ 15 UVVG% '

Auf die Berufung, mit welcher der Kläger bestritt9 fahr—

lässig gehandelt Zu haben‚ entgegnete des beklagte Amt für
Unfallversicherung der Deutschen Bundespost, der Kläger sei

als italienischer Stautsangehöriger nicht auf Grund der RVO

versichert gewesen; auch sei das Amt nicht passiv legiti—
mierte Die Fest des Vereinigten Wirtschaftsgebietes hafte

nicht für alle verbindlichkeiten der früheren Deutschen
Reichsp0st und sei zur Entschädigung des Klägers nicht

stärker verpflichtet als die österreichische Bundesp08t

oder die Post der französischen oder sowjetischen Besatzungs—
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Das Oberversicherungsemt (OVA„) Stuttgart hat die Berufung zu—

rückgewiesen: Zwar sei das beklagte Amt für die Entschädigung
dieses Unfalls zuständig, denn es sei Nachfolger des ehemali—

gen Amts für Unfallversieherung der Deutschen Reichspost in

Dresden; dies folge aus dem Erlaß des Bundesministers für Ar—

beit (mm) vom 200 Juni 1950 (BABL 1950 s‚ 246)„ Der Entschä—
digungsensprueh sei jedoch nicht begründet, de die Voraus-
setzungen für die vollständige Verengung des Schadenersatzes

nach @ 556 Satz 2 BVD vorlägen°

Mit seinem Rekurs, der nach @ 215 Abs" 5 des Sozialgerichts-

gesetzes (SGG) auf das Landessozialgericht (LSGO) übergegsngen

ist? hat der Kläger geltend gemacht, bei Berücksichtigung der

zur Zeit seines Unfalls herrschenden kriegsmäßigen Verkehr3—

verhältnisse könne sein demaliges Verhalten nicht als grob

fahrlässig angesehen werdeno Die jetzt unter der Bezeichnung

"Bundespost—Ausführungsbehörde für Unfallversicherung" auf—

tretende Beklagte hat den Einwand ihrer mangelnden Passiv—
Legitimation-aufrechterhalteno

Naeh Beiladung der Bundesausführungsbehörde für Unfallver—

sieherung hat das LSGQ die Berufung zurückgewiesen° Es hat den

Streitpunkt aus 5 556 Satz 2 RVOnicht geprüft und sich nur
mit der Frage auseinandergesetzt, ob dem Kläger überhaupt

Ansprüche gegen die Beklagte oder die Beigeladene zustehen;

Nach Auffassung des SG° war die Beklagte befugt, erst nach

Erlaß des Bescheides ihre Unzuständigkeit geltend zu machen,
denn der BesCheid sei noch nicht rechtskräftig gewesen und

die in ihm ausgesprochene Rechtsfolge durch das Nachschieben

von Gründen nicht zuungunsten des Klägers verändert werdeno

Da der Kläger als Italiener stets nur auf itelienischem Ho—
heitsgebiet beschäftigt gewesen sei, komme ein Versicherungs—

träger der Bundesrepublik für die Entschädigung des Unfalls

nicht in Betracht„ Weder die in der Bundesrepublik geltenden

früheren Bestimmungen noch das Gesetz über Fremdrenten der So—

zialversicherung an Berechtigte im Bundesgebiet und im Land

Berlin, über Leistungen der Sozielversicherung an Berechtigte

im Ausland sowie über freiwillige Sozielversicherung vom
7c August 1953 (FredeG) gäben dem_Kläger einen Entsehädigungs—
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ansprueh„ Der vom OVAU angeführte Erlaß des BMA vom 200 Juni

1950 bedeute nicht‚ daß damit alle frühercn‚ bei dem Amt für

Unfallversicherung der Deutschen Reichspost in Dresden an—

hängigen Sachen auf die Beklagte als Rechtsnachfolgerin über—

gegangen seien, sondern nur? daß die Beklagte der zuständi—

’ge Versicherungsträger in der Bundesrepublik sei9 an den

sich die nach den Gesetzen der Bundesrepublik anspruchsberech—

tigten Unfallverletzten zu wenden hätten; ebensowenig sei

—dadurch ein Übergang sämtlicher Reehte.und Pflichten der

Deutschen Reichspost auf die Deutsche Bunde3post angeordnet

worden„ Nach 5 8 Abs„ 2 FredeG‚ der nicht auf @ 7 Abso l
»

Nrg 1 Satz 2 FredeG9 sondern nur auf Satz 3 und 4 dieser

Vorschrift verweise, seheide die Beigeladene von vornherein

aus und könne der Entschädigungsantrag nur an die Beklagte

gerichtet werden„ Einen Anspruch gegen sie habe der Klä—

ger jedoch nicht0 weil die Voraussetzungen des 5 8 Abso l

1Nr„ l FredeG nicht gegeben seien„ Der Kläger sei weder

i m Bundesgebiet oder Land Berlin verunglückt (€ 8 Abs„ 1
Nr„ 1 Satz 1) noch i m Z u s a m n e n h a n g m i t

e i n e r B e s c h ä f't i g u n g im Bundesgebiet oder

Land Berlin (Satz 2), denn er sei ausschließlich auf ita—

lienischem Boden beschäftigt gewesen° Da schon hiernach der

Anspruch zu verneinen sei‚ komme es auf die Frage, ob der

Kläger im Unfallzeitpunkt überhaupt nach reichsrechtlichen

Vorschriften versichert gewesen sei (@ 8 Abs„ 1 Einleitung),

nicht ano Das LSG„ führt indessen zu dieser Frage noch aus,

es erscheins äußerst zweifelhäft, ob beim Kläger ein reichs—

gesetzlicher Unfallversicherungsschutz bestanden habe: Nach
dem der BVG zugrundeliegenden Territorialitätsprinzip ende

der Versicherungssehutz grundsätzlich an den Staatsgrenzen°

Ein Fall der sogenannten Betriebsausstrahlung habe nicht

vorgelegena da der Kläger wohl in einem dem Reichspostmi—

nisterium unterstellten Unternehmen, aber ausschließlich

auf italienischen Boden und im Rahmen eines.auf das ita—

lienische Gebiet beschränkten Betriebes beschäftigt gewe—

sen sei„ Auch der Bericht des Dro DXIIIXXSPTCChC gegen die
Annahme eines reichsreehtlichen Unfallversicherungsschutzeso -
Die Revision ist zugelassen werden„
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Gegen das am 274 April 1955 eingeschrieben abgeschickte Urteil

hat der Kläger am 270 Mai 1955 Revision eingelegt und sie

« nach Fristverlängerung — am ll° Juli 1955 begründet: Da das

Amt tür Unfallversicherung der Deutschen Post mit Schreiben

vom 290 Juli 1949 gegenüber der Österreichischen Allgemeinen
Unfallversicherungsanstalt seine Zuständigkeit anerkannt und

den Ablehnungsbescheid vom 25° August 1949 allein auf 5 556

Satz 2 EVO a°Fo gestützt habe9 sei nur noch die Frage der gro-
ben Fahrlässigkeit zu

prüfen
gewesen° Durch ihre erstmals im

Verfahren vor dem OVA° geltend gemachten neuen Ablehnungsgründe

habe die Beklagte das im Bescheid erklärte grundsätzliche An—

erkenntnis ihrer Entschädigungspflicht widerrufen und den Ver—

waltungsakt zuungunsten des Klägers geändert° Wegen der hier—

durch eingetretenen Verschiebung der Beurteilungsgrundlagen

des Streitfalles zum Nachteil des Klägers hätte das LSG° das

neue Vorbringen der Beklagten nicht berücksichtigen dürfen° —

Zu Unrecht hätten die Beklagte und das OVA} das zum Unfall
führende Handeln des Klägers als grob fahrlässig bezeichnet°

Außerdem sei jedoch 5 556 $atz 2 EVO a„F„ gar nicht anwendbar

gewesen7 denn es habe sich nicht um einen Heimweg von der Ar—

beitsstätte (@ 543 EVO), sondern um einen unter 5 542 RVG fal—
lenden Betriebsweg gehandelto - Ferner trägt die Revision vor,
nach der RVG erstrecke sich der Unfallversicherungsschutz

gleichermaßen auf deutsche Staatsangehörige und Ausländer°

_Dies gelte auch bei einer Betriebsausstrahlung, wie sie hier

hinsichtlich der dem Reich8postministerium unterstellten

Deutschen Dienstpost Alpenvorland als eines unselbständigen

Bestandteile der Deutschen Reichspost vorgelegen habe„ Auch

aus allgemeinen Grundsätzen des Völkerrechts sei eine Lei—

stungspfli0ht der Beklagten herzuleiten° Seit dem Abfall der
Regierung Badoglio von Bündnis mit dem Deutschen Reich im

September 1943 sei das damals noch von der deutschen Wehr—

macht beherrschte italienische Territorium als von Deutsch—

land besetztes Gebiet anzusehen gewesen° In Auswirkung die-

ser kriegerischcn Beset2ung habe das Reich seinerzeit alle
Hoheitsrechte übernommen und damit auch das deutsche Sozial—

recht in das Okkupationsgebiet hineingetragen° Deshalb sei

_
7'_
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der Kläger wie ein deutscher Steetsahgehöriger zu behandeln

und sein Unfall wie ein im Reichsgebiet eingetretener Ar—

beitsunfell zu entschädigen geweseno Der hierauf gegrün—

■dete Entschädigungsaaspruch sei durch den Wegfall des

Deutschen Reiches nicht untergegangen„ Zur Erfüllung die—

ses Anspruchs sei die Bundesrepublik vor Österreich und

der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands berufen° Da

der Kläger auch von dem zuständigen italienischen Ver—
Vsicherungsträger keine Leistung erhalte, sei der Grund—

satz verletzt‚ daß ein lückenloser Versicherungsschutz

für jeden Arbeitsunfall bestehen müsse° Dieser Grund—

satz folge aus dem Vertrag zwischen dem Deutschen Reich

und dem Königreich Italien über Sozialversicherung vom
200 Juni 1939 sowie dem Abkommen zwischen der Bundesre—

publik Deutschland und der Republik Italien über Sozial—

versicherung vom 50 hai 1953„ Deshalb sei die Beklagte
jedenfalls verpflichtet7 nach Arte 36 des Vertrages von

1939 und Art„ 33 des Abkommens von 1953 dem Kläger vor—

läufige Leistungen zu gewähren„ Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Urteile und

des Bescheids vom 250 August 1949 die Beklagte

zu verurteilen9 dem Kläger eine vorläufige Für—

sorge in Höhe der ihm nach der BVG zustehenden
Leistungen zu gewähren? ferner die Beklagte zu

verpflichten? dem Kläger insoweit einen neuen

rechtsmittelfähigen Bescheid nach Maßgabe der
Urteilsgründe zu erteileno [

Die Beklagte beantragt‚

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

4.Sie meint‚ an der nachuräglichen Geltendmachung ihrer

Unzustündigkeit sei sie nicht gehindert gewesen, denn die

im Bescheid ausgesprochene Reehtsfolge sei hierdurch nicht

zuungunsten des Klägers ve°ändert worden° Die Deutsche
Bunde3post sei nicht der Versicherungsträger für alle im

gesamten früheren Reichspostgebiet während des Krieges
errichteten deutschen Die stpostverwaltungen und sei auch

nicht haftbar für sämtliche gegen die ehemalige Deutsche

_ 8 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

Reichspost erhobenen Ansprüche, denn sonst wäre ihrer Haftung

keine Grenze gesetzt° Vielmehr habe die Beklagte Entschädi—

gungsenspruche gegen das Deutsche Reich (Deutsche Reichspost)

nur bezüglich der Arbeitsunfällc übernommen, die sich im Gebiet
der jetzigen Bund srepublik ereignet hätten; allerdings sei

hierbei entScheidend_nieht der Ort des Unfallgeschehens, son—'
dern der Sitz des Beschäftigungsemts°

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt und lediglich auf
ihre Ausführungen im Verfahren vor dem LSG„ Bezug genommen„

II

Die nach 5 162Abs„ 1 Hr„ 1 see stetthefte Revision ist form—
und fristgerecht eingelegt und begründet werden (5% 164, 166

SGG) und daher zulässig„

Der Senat hat die Bezeichnung der Beklagten unter Berücksich—

tigung der 55 624‚ 892 BVG und der @@3, 4, 27 des Postver—

waltungsgesetzes vom 240 Juli 1953 (BGBl„ 1 8° 676) berich—
tigt° Dies entspricht zum Teil der eigenen Anregung der Be—

klagten° Ihr konnte allerdings insoweit nicht gefolgt werden,
als sie die Bezeichnung "Bundesrepublik Deutschland (Deutsche

Bundespost)" für zutreffend hält° Der Sonst ist vielmehr der

Ansicht, daß die eindeutige Vorschrift des 5 4 Abso l Postvér—

waltungsgesetz nur die aus dem Urteilskopf ersichtliohe Bassung

zuläßt ( Vg1„„ auch zur prozeßrechtlichen Stellung der Deut—

_sehen Bundespost und Bundesbahn BSG° in SozR° SGG % 184 Bl°
De‘9 Nro 9 = SGb1958 s„ 224, Lse„ Bremen, Breithsupt 1957
8° 576 = SGb1957 S0 148, beide mit weiteren Nachweieeh)„ '

Die Revision ist unbegründet„ Zwar ist nach Auffassung des
senats die vom LSG„ offengelassene Frage, ob die Beklagte

ihren ablehnenden Bescheid mit Recht auf die Vorschrift des

5 556 Satz 2 EVO aaFo gestützt hat, entgegen dem vom
ÖVA°

ver—

tretenen Standpunkt zu verneinen° Hierbei kann es dahinge—

stellt bleiben, ob die vom Kläger beabsichtigte Eisenbahnfahrt

von Brixen nach Gossensuss als Weg von der Arbeitsstätte oder
als Betriebsweg anzusehen war; denn euch wenn 5 543 EVO anzu-

wenden sein sollte‚ würde die Ansicht, bei der Entstehung des
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Unfalls habe grobe Fahrlässigkeit des Klägers mitgewirkt9

auf einer Verkennung des Begriffs der groben Fahrlässigkeit

beruheno Denn die — auch in dem Bericht des Dr° Dixxxxher—

vorgehobenen — damals auf der Brennerstrecke herrschenden

kriégsbedingten eußerordcntlichen Verkehrsschwierigkeiten

dürfen bei der Beurteilung der Versehuldensfrage nicht

außer Acht gelassen werden„ —

Unabhängig von dieser rechtsirrigen Versagung des Schaden—

ersatzes hat jedoch die Beklagte — und ihr beipflichtend

das LSG—°; den Anspruch des Klägers im Ergebnis zutreffend

abgelehnte

Durch den Brlaß ihres allein auf 5 556 Satz 2 EVO aoFo ge-
stützten Bescheides war die Beklagte nicht gehindert9 neue

Gründe für die Ablehnung des Bntschädigungsanspruchs nach—

_träglieh im gerichtlichen Verfahren vorzubringeno Das OVA°

und des LSG„ durften dieses Vorbringen bei der Urteilsfin—

dung berücksichtigeno Wie der erkennende Senat bereits ent—

schieden hat (BSG„ 5 st 96 [9“9‚ 1097)‚bewirkt der Bescheid
eines Unfallversieherungsträgers nur insoweit eine Bin—

dung zwischen den Beteiligten? als darin eine bestimmte

Rechtsfolge sich aus einem bestimmten Rechtsgrund ergibt°

Die Beklagte hat die von ihr ausgesprochene Reehtsfolge

- Ablehnung der Gewährung von Unfallentschädigung — in

ihrem Bescheid vom 25; August 1949 nur mit der Bezugnahme

auf 5 556 Satz 2 BVD a„Fe begründet? ohne sich mit weiteren
Rechtsgründen suseinenderzusetzene somi konnte dieser Be—

scheid hinsichtlich der später von der Beklagten geltend

gemachten Ablehnungsgründe keine Bindungswirkung hervorru—

fen„ Auch von dem Schreiben des Amtes für Unfallversicherung

der Deutschen Post vom 290 Juli 1949 en die Österreichische

Allgemeine Unfallversicherungssnstalt konnte eine derartige
Wirkung schon deshalb nicht ausgehen? weil dieses Schreiben

nicht an den Kläger gerichtet war „ — Erst im Verfahren vor
dem OVAC hat die Beklagte sodann ihren Bescheid auf neue

Ablehnungsgründe gestützt, die sich — im Gegensatz zur vor—
her geltend gemachten ernessensmäßigen Verengung des Scha-

denersatzes
— auf die Verneinung des Anspruchs dem Grunde

nach bezogene Der Senat verkennt nicht, daß sich infolge
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dieser "nachgeschobchon “ Bescheidbegründung für den Kläger die
Rechtfertigung'seines Klagbegehrens schwieriger gestaltet haben

mag° Trotzdem war dieses Nachschieben von Gründen für den be—

reits angefochtenen Bescheid im vorliegenden Fall zulässigo

Denn der Bescheid wurde hierdurch nach Voraussetzungen, Inhalt

und Wirkungen nicht wesentlich verändert, sondern lediglich auf

eine andere rechtliche Grundlage gestellt 'ßvglo BSG° 3,
SO 209 12137; 7 So 8 1327 mit weiteren Nachweisen)° Durch das
Vorgehen der Beklagten wurde die verfahrensrechtliché Stellung

des Klägers keinesfalls stärker betroffen als diejenige eines

Versicherten9 dem der beklagte Versicherungsträgér erst im ge—

richtlichen Verfahren die Versäumung der Anmeldefrist (@ 1546

EVO) entge3enhält (hierzu : Vglo Bayerisches L5G„5 Breithaupt

19559 80 361 [3627; Brackmann‚ Handbuch der Sozialversicherung,

l„—5° Aufl„, 80 232 d)„ Darin, daß das LSGO die nachgeschobe-

nen Ablehnungsgründe anders beurteilt hat als vorher das OVAO

— wobei diese Gründe für die Entscheidung des LSG° den Ausschlag

gaben — 9 ist schließlich auch keine unzulässige Schlechterstel—

lung (reformatio in peius) des Klägers im Verfahren über die‘

von ihm eingelegte Berufung gegen das OVAo—Urteil zu erblicken
(vglg Rosenberg9 Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts‚
70 Auflc9 s; 661‚ @ 138 I 2 b)o

Das LSGQ hat sein Urteil im wesentlichen auf eine Auslegung des
FredeG gestützta Der erkennende Senat ist demgegenüber davon

ausgegangen? daß der von den "Auslandsrenten" handelnde Ab-
schnitt II des FredeG keine neuen Leistungsansprüche geschaf—

fen hat‚ die als Grundlage des Klaganspruchs dienen könnteno

Vielmehr kommen hierfür nur die allgemeinen sozialrechtlichen

Vorschriften in Betracht? die durch Abschnitt II des FredeG

nicht ersetzt‚ sondern nur ergänzt und — in der Regel — einge—

schränkt werden (Vglo Brackmann e°eooo, S„ 296a; Hoernigk—Jahn-
Wickenhagen, Kommentar zum FredeG‚ 20 Aufl„‚ Vorbemerkung 1

zu Abschnitt II, s„ 95/96; Wickenhagen in BG„ 1953 s„ 440)‚ Des—
halb ist das Klagbegehren unter allen von der Revision vorge—

tragenen Gesichtspunkten des deutschen Sozialversicherungs-

rechts — hierzu gehört auch das zwischenetaetliohe Recht nach

der sogo Transformation (vglo Brackmann aoa„Oo‚ S„ 296 f II) —
und des Völkerrechts zu prüfen„ Im Mittelpunkt dieser Prüfung
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steht die Frage9 ob der Kläger durch seine Beschäftigung bei

der Deutschen Dienstpost Alpenvorland nach Reichsrecht un—

fallversichert gewesen ists

Bereits im angefochtenen Urteil ist — wenn auch nur beiläu—
fig — die Bedeutung des die deutsche Sozialversicherung be—

herrschénden Territorialprinzips zutreffend hervorgehoben wor—

'den„ Hiernach findet der Versicherungezuang grundsätzlich sei—

ne Schranke an den Grenzen der inländischen Staatsgewalt; nur

auf die im Staatsgebiet beschäftigten Personen kann sich also

der Schutz der inländischen Unfallversicherung erstrecken
(vgl„ Brackmann aoaooo‚ So 293; Lauterbach, Unfallversicherung,

2„ Aufl„p-So 349 Anm„ 7 zu $ 537)„ Dies ist keine der Sozial—
versicherung eigentümliche Rechtslage, sondern steht im Ein—

klang mit der völkerrechtlichen Grundnorm‚ daß die staat—

liche Hoheitsgewalt nur innerhalb der räumlichen Grenzen des
eigenen Hoheitsbereichs ausgeübt werden darf (vgl.° vo Liszt—

Fleischmann‚ Völkerrecht 12„ Aufl„, 80 127 ffo; Dahm9 Völker—

recht Bd„ I, 30 250)0 Vom Territorialprinzip gehen auch die

von der Revision angeführten deutsCh—italien‘schen Vertrags—

werke über Sozialversicherung aus„ Der deuteeh—italienische

Vertrag über Sozielversicherung vom 200 Juni 1939 (RGB1„ 1940
II S„ 207; E gänzungsabkommen vom Bla 30 1941 — RGBl„ 1941

II So 157) stellt dieses Prinzip in Art„ 3 an den Anfang der
vertraglichen Kompetenzabgrenzung zwischen der deutschen und

der italienischen Sozialversicherung° Art° 4 Abs„ 1 des Ver—

trages‚ der die Ausnahmen vom Territorialprinzip aufzählt‚
macht die Geltung deutschen Sozialversicherungsrechts bei ei—

ner Beschäftigung auf italienischen Staatsgebiet davon ab—

hängig9 daß der Beschäftigte von seinem deutschen Stammhe—

trieb nach Italien entsandt Wurdeo Für die Dauer dieser Ent—

sendung ist im allgemeinen (Arte 4 Abs° 1 Buchst„ a) die
zeitliche Höchstgrenze von 6 Monaten vorgeschrieben, während

Bedienstete amtlicher Stellen (Zoll— Post— Paß—Behörden)
nach Arte 4 Absc 1 Buchst° c auf unbeschränkte Dauer in der

deutschen Sesialvereicherung verbleiben, wenn sie von deut—

schen amtlichen Stellen nach Italien entsandt werden sind()

An dieser Regelung haben bis zum Ende des Krieges das Deut—

sche Reich und der italienische Vertragspartner fesgzehalten°
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Dies ergibt sich aus der Vereinbarung über Sozielversicherung‚

die am 12„ hbvember 1944 zwischen den Reichsarbeitsminister
(RAM„) und dem italienischen Minister für korporative Wirt-

schaft abgeschlossen wurde (vgl° AN 1945 S0 1); in Art° l die—

ser Vereinbarung werden die Grundsätze des deutsch—italienischen

Sozialversicherungsvertrages vom 20° Juni 1939 für weiterhin an—
wendbar erklärt? die weiteren Bestimmungen der Vereinbarung las-

sen die Art„ 3 und 4 des Vertrages von 1959 unberührto Es kann

dahingestellt bleiben‚ ob diese vom Deutschen Reich abgeschlos—

senen Vertragswerke weiterhin für die Bundesrepublik Deutsch—

land verbindlich sind (vglo Brackmann aoagoo‚ So 296 g ffo)

oder ob nur von dem deutsch—italienischen Abkommen über Sozial-

versicherung vom 50 Hai 1955 (BGBl° 1956 II 8° 1) auszugehen
isto Denn dieses Abkommen ist in den hier in Betracht kommenden

Punkten inhaltsgleich mit dem Vertrage vom 200 Juni 1939: Arto 4

des Abkommens stellt wiederum das Territorielprihzip in den Vor—

dergrund; in Art„ 5 Abso 1 (insbesondere Nr„ 1 ua 4) werden die

.Ausnshmen von diesem Prinzip mit im wesentlichen dem Art; 4

Abse l des Vertrages von 1939 entsprechenden Begriffsbestim—

mungenxaufgezählto Abgesehen davon, daß eine Versicherungs— _

pflicht im einzelnen Fall durch die in diesen zWischenstaat—

lichen Übereinkommen enthaltene Zuständigkeitsregelung nicht

begründet wird — hierfür ist vielmehr das jeweils in Frage kom—

mende innersteetliche Sozialversicherungsrecht maßgebend (Vgl°

Stellungnahme der deutschen Verbindungsstelle/KV vom;150 5° 1957

und Bescheid des BKA vom 290 70 1957, abgedruckt bei Plöger,

Deutsche Soz„Vcrsonbkommen mit ausländ. Staaten, IX„‚ 80 121)-‚

kommt also auch unter dem Gesichtspunkt der Zuständigkeit ein

Versicherungsverhältnis des Klägers in der deutschen gesetz;

lichen Unfsllversicherung nicht in Betracht‚ Weil der Kläger

nicht von einem deutschen Unternehmen nach Italien entsendt,

sondern als Einheimischcr in Italien von einer dort errichteten

deutschen Dienststelle angeworben werden isto Da hiernach der

Vertrag vom 20„ Juni 1939 wie auch das Abkommen vom Sa Mai 1955

für die Beurteilung des vorliegenden Rechtsstreits ausscheiden,

_
können auch die von der Revision angeführten Vorschriften dieser

Übereinkommen‚ die eine vorläufige Leistungsgewährung zum Ge—

genstand haben, nicht angewandt werdeno Sowohl Art. 36 des Ver—
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trages vom 200 Juni 1939 als auch Art„ 33 des Abkommens vom

50 Mai 1953 dienen der “Durchführung und Auslegung" des je—

weiligen Vertragswerkes und beziehen sich nur auf die Fälle.?

in denen ein Streit — und zwar zwischen Sozialversieherungs—

trävern beider Staaten — darüber entsteht; welches Recht bei

der Auslegung‚ Anwendung oder Durchführung dieser Vertragswer—

ke anzuwenden ist (vgl„ Arte 36 in Verb„ mit Art() 35 des Ver—

trages vom 20° 6„ 1939, Art„ 33 in Verb° mit Art„ 31 des Ab-

kommens vom 50 5„ 1953)0 Im vorliegenden Fall sind weder hin—

sichtlich der am &treit Beteiligten noch hinsichtlich des
Streitgegenstandes die Voraussetzungen für eine Heranziehung

dieser Vorschriften erfüllto

Auch das ebereinkommen Nro 19 der Internationalen Arbeitsor-

ganisution über die Gleichbehandlung einheimischer und aus—

ländischer Arbeitnehmer bei Entschädigung aus Anlaß von Be;

triebsunfüllen vom 50 Juni 1925 (RGB10 1928 II 80 509; siehe
.auch Erlaß des EMA vom 80 8„ 1951 — BAB10 1951 So 389) ist

nicht geeignet, den Kläger zu Ansprüchen gegen einen Unfall—

versicherungsträger in der Bundesrepublik zu verhelfen° Denn
in Art„ 1 Abs; 1 dieses Übereinkommens ist ebenfalls wieder

das Territorialprinzip'festgelegt‚ während Ausnahmen von die—

sem Prinzip nach der Rahmenvorschrift des Art° 2 zwischen—

staatlichen Vereinbarungen überlassen bleiben° Im Verhält—

nis zwischen Deutschland und Italien kommen hierbei nur die

bereits behandelten Vertragswerke von 1939 und 1953 in Be-

trecht„

Das nach den vorstehenden Ausführungen vom Territorialprin—

zip beherrschte deuteche‚ also innerstaatliche Sozialver—
sieherungsrecht hat durch die nicht in gesetzlichen oder

startsvertr3glichen Vorschriften niedergelegte, sondern Von

der deutschen Rechtsprechung entwickelte sogenannte Aus—

strahlungstheorie (vgl„ Brackmann aoa„O„, 80 294 b II; Lau-
terbach a„a„Oo) eine Ausweitung erfahren° Diese Ausstrahlungs—

theorie bietet ebenfalls keine Rechtsgrundlage für das Klage—

begehreno Das Reichsversicherungsemt (RVA„) hat bei der Auf-

stellung dieser Grundsätze — in Burchbrechung des Terri—
torialprinzips — angenommen? daß eine nur gelegentliche oder
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geringfügige Ausdehnung der inländischen Betriebstätigkeit ins

Ausland? die nach den Gesamtumständen keine selbständige Be—

deutung hat9 die Sozialversicherung der sonst im Inland be—

schäftigten Arbeitnehmer nicht beeinflußt° Allerdings hat das

RVA° gelegentlich bei Anwendung dieser Ausstrahlungslehre auch -
solche Personen als unter dem Schutz der deutschen Sozialver—
sicherung stehend angesehen? die vom deutschen Betrieb erst im

Ausland eingestellt werden Waren (vgl° AN 1904 8° 506, Nr„ll49;

gewisse Einschränkungen bereits in AN 1909 s; 546 Nro 1430;

'.1916 s„ 610Nr„ 2897; EuM4 so 425)„ Diese erhebliche, vom
völkerrechtlichen Standpunkt aus nicht unbedenkliche Auswei—

tung des Geltungsbereichs der deutschen Sozialversicherung

mochte durch die sozialpolitischen Verhältnisse zu Anfang des

Jahrhunderts? als selbst in den Nachbarländern des Deutschen

Reiches noch nicht durchweg Systeme der sozialen Sicherheit

bestanden7 gerechtfertigt erscheinen° Diese Verhältnisse hat—

ten sich aber schon bis zum Beginn des Zweiten Weltkrieges

grundlegend gewandelt° Es wurde nunmehr möglich, den Ver—

sicherungsschutz der von einem deutschen Äusstrehlungsbetrieb

im Ausland eingestellten ausländischen Arbeitskräfte den 80—
zialverSicherungsträgern ihres Heimatlandes zu überlassen; die
Ausstrahlungslehre konnte damit auf ihren Grundgedanken zurück—

geführt werden, dem Arbeitnehmer, der auf Grund seines im In—

land begründeten Beschäftigungsverhältnisses vorübergehend im

Ausland tätig sein muß, den Schutz der deutschen Sozialver—

\sicherung zu erhalteno Auch der Abschluß von zwischenstaat—

lichen Sozislversicherungsvcrträgen, die —wie die bereits be—

handelten deutsch—italienischen Vertragswerke — den Schutz der

deutschen Sozialversicherung an das Merkmal der Entsendung ins
Ausland knüpfen9 im Ausland engeworbene Arbeitskräfte hingegen

nicht berücksichtigen, konnte nicht ohne Einfluß auf die Ent—
wicklung der Ausstrahlungslehre bleibeno Dementsprechend wur—

de auch in der späteren Rechtsprechung des RVA„ die Aus—

strahlungstheorie in ihrer ursprünglich mitunter stärker aus—
’geweiteten Fassung nicht mehr vertreten° Es entspricht also

der gegenwärtig in Rechtslehre und Verwaltungsprexis herrschen—

den Ahsicht, daß der Kreis der auf Grund der Ausstrahlungs—
lehre im Ausland nach deutschem Recht soziulversicherten Per—
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sonen auf die ins Ausland entsandten Beschäftigten beschränkt

wird, daß dagegen Personen, die erst im Ausland eingestellt

und nicht vom Inland her dorthin enteandt wurden, nicht dem

Schutz der deutschen Sozialversicherung unterstehen (vglo

Rundschreiben des Hauptverbandes der gewerblichen Berufsge—

nossenschaften vom 150 60 1955 —VB 70/55 zu I 2, abgedruckt

in RVS — Rechtsverechriften der Deutschen Soz„Vcrso und KOV,

herausgegeben von Dobberneck 1955 Bd° l)ov

Bei seinen bisherigen Darlegungen ist der Senat davon ausge—

gangen, daß in dem Zeitraum, während dessen der Kläger bei

der Deutschen Dienstpost Alpenvorland beschäftigt war, Ita—

lien im Verhältnis zum Deutschen Reich als verbündeter,

vertrags— und handlungsfähiger Staat angesehen werden mußteo

Dies steht im Einklang mit der Tatsache, daß n00h im No—
vember 1944 zwischen dem RAM() und dem zuständigen Minister

der “?sschistischen Republik Italien" die oben angeführte

Vereinbarung über Sozielversicherung abgeschlossen wurdeo

Die Revision macht indessen geltend, das von deutschen
Truppen beherrschte italienische Territorium_sei damals in
Wirklichkeit ein von Deutschland besetztes Gebiet geweseno
lm sozielversieherungsrechtlichen Schrifttum wird diese

Auffassung von Hoernigk—Jahn—Wickenhegen (aoaoOo, Anh° B0
80 126 unter VI) ohne Angabe von Gründen bestätigto Zu.

ihrer Rechtfertigung könnte die Revision sich auf eine im
'völkerrechtlichen Sehrifttum der Gegenwart vertretene, an

die im Zweiten Weltkrieg gesammelten Erfahrungen anknüpfen—

de Lehre beziehen; danach ist eine mit Unterstützung der Be—
setzungsmacht zustendegekommene Scheinregierung, deren

Existenz von dem Willen des besetzenden Staates bestimmt

wird, nicht als unabhängiges Völkerrechtssubjekt, sondern

als bloßes Organ des Okkupenten anzusehen (vglo Lemkin,

Axis Rule in Cccupied Eur0pe, Washington 1944, S, 11;

Guggenheim, Lehrbuch des Völkerrechts Bd° I, Basel 1948,

So 170; Verdroß, Völkerrecht, 5° Aufl„‚ Wien 1955, So 89;

Uhlcr, Oer Völkerrechtliehe Schutz der Bevölkerung eines
besetzten Gebietes gegen lhßnahmen der Okkupationsmacht,

Zürich 1950, s., 177/78, 199, 206; Schaumsnn‚ Die Gleich—
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heit der Staaten9 Wien 1957, So 84; gegen bedenkliche Folge—

rungen aus dieser Lehre, wie sie zumal der letztgenannte Autor

ziehteDehm aoaoooy SQ 79)o Die Frege9 ob dieser Lehrmeinung

beizupflichten ist und insbesondere, Ob in der am 150 Septem—

ber 1943 errichteten? vom Deutschen Reich alsbald "anerkannten"

sogenannten Faschistischen Republik ein derartiges Völkerrecht—

liches Scheingebilde erbliekt werden muß? brauchte indessen vom
Senat nicht entschieden zu werden() Denn selbst wenn dies der

Fall sein sollte, würde es der Revision nicht_zun Erfolg ver—,

helfeno ' ‘ >

So könnte
zunächst die innerstaatliche Gesetzgebung über die

Sozielvereicherung in den von Deutschland seit 1939 besetzten

Ländern den Klaganspruch nicht rechtfertigen„ Die VO über die

sozialversicherung in den besetzten Gebieten vom 40 August 1941

(RGBlQ I So 486) erstreckte den Schutz der Reichsversicherung

nur auf die in den besetzten Gebieten beschäftigten deutschen

Staatsengehörigen (@@l9 4)o Von der in 5 8 erteilten Ermäch-

tigung zur weiteren Ausdehnung der Reichsversicherung hat der
RAMÜ jedenfalls zu Gunsten der südtiroler Volksdeutschen keinen

Gebrauch gemachte Die VO zur Durchführung und Ergänzung der '

VO über die Sozialversicherung in den besetzten Gebieten vom

lO„ Februar 1943 (RGBlG I 35 90) hat gleichfalls den Personen—

kreis? dem der Kläger zuzurechnen war, nicht betroffen„ ln
‚

5 l Abs° l wurde zwar die Anwendbarkeit der reichsrechtlichen

Vorschriften auf bestimmte Gruppen von deutschen Volkszuge—

hörigen und Ausländern erweitert° Nach 5 l Abs° 2 Buchst° a

erfaßte der Schutz der deutschen Sozialversicherung aber nicht

die einheimischen Arbeitskräfte in den besetzten Gebieten° Da-
mit bliében also die Einheimischen in dem betreffenden Gebiet

von der Geltung der Reichsversicherung ausgeschlossen, sie

unterlagen vielmehr entsprechend dem Territorialprinzip wei—

terhin grundsätzlich ihrer einheimischen Sozialversicherung

(Vglo Bogs AN 1945, s 110 [_“I12 zu 3ä7)0 Nach 5‘1 Abs„ 3 Satz 2
.der VO vom 100 Februar 1945 war allerdings der RAM„ ermächtigt,

in Einzelfällen zur Beseitigung von Härten die Anwendung der

reichsrechtlichen VorSchriften, insbesondere über Unfallver—

sicherung9 auf weitere Personen enzuordnen° Diese Härteklausel;

die vor allem den Schutz der bei der Wehrmacht oder bei deut—
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schen Verwaltungsstellen im besetzten Gebiet beschäftigten

einheimischen Arbeitskräfte bezweckte (vgl° Bogs a°a„O°

zu 4)‚ hätte es wohl seinerzeit dem RAH„ ermöglicht9 auf den

Bericht des Leiters der Deutschen Dienstpost Alpenv0rland

alle bei dieser Verwaltung beschäftigten einheimischen Süd—

tiroler oder auch nur die beiden im Bericht erwähnten unfall—

verletzten Postbediensteten den Vorschriften der reichsge—

setzlichen Unfallversieherung zu unterstellen„ Zu einer sol—

chen Anordnung ist es indessen damals nicht mehr gekommen° Es

ist nicht Aufgabe des Senats? etwa heute noch denkbare Mög—
li0hkeiten einer Hachholung dieses Sehrittes zu prüfeno

Soweit schließlich die Revision — wiederum unter der recht—

lichen Voraussetzung7 Norditalien sei 1944 von Deutschland

besetzt gewesen — den Entsehädigun.sanspruch des Klägers da—

mit zu begründen versucht9 daß nach allgemeinen Grundsätzen des

Völkerrechts im Okkupationsgebiet das 3 samte deutsche'Arbeits-

und Sozialrecht gegolten haben müsse, kann ihr der Senat nicht
beipflichteno Selbst wenn Horditalien Okkupationsgebiet gewe—

sen wäre? so würde —gleichgültig, ob es sich um eine eceupatio

belliea oder um eine andere Art von Besetzung gehandelt hätte

(vgl„‚Verdroß a„a„O„‚ SO 231; Uhler aoaooo‚ So 33) — für ein

solches Gebiet ein derartiger Grundsatz des Völkerrechts nicht

bestanden haben° Denn in jedem Fall bestimmte sich die Rege—

lung des Verhältnisses zwischen der Besatzungsmacht und der

Zivilbevölkerung des besetzten Gebietes nach den Mindestnor—

men des allgemeinen Völkerrechts, die in der Anlage zur Haager
Landkriegsordnung (HLKO) vom 180 Oktober 1907 (RGBIO 1910—

S„ 107) enthalten sind {vgl„ Laun9 Die Haager Landkriegsord—

nung‚ 50 Aufl„, So 107/8, 127; Heyland “Die Rechtsstellung der

besetzunidheinlande“ in Handbuch des Völkerrechts, herausge—

- geben von $tier—Somlo? 20 Ede 70 Abtlgo 1923, S„ 23, 34, 236)°

Daß die HLKO als allgemeines Völkerrecht auch nach 1939 bis V

heute weitergegelten hat, ist nicht zu bezweifeln (vgl° Laun

93 „sooo, So 85, 85)„ Aus dem hier einschlägigen Art° 43 der
inl„ zur HLKO (vgl° daneben auch Art„ 48‚ 51 Abso 2) geht
edoch — im Gegensatz zu der von der Revision vertretenen Auf—

s.
.._

H
;

@
.

assung — hervor, daß die Eesatzung3maeht bei der Aufreehter—
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haltung der öffentlichen Ordnung grundsätzlich — d„hosoweit

kein zwingendes Hindernis besteht — die Gesetze des besetzten

Landes zu beachten hat, Dies bedeutet, daß die Besatzungsmacht

auch den Verwaltungseufbau des besetzten Gebietes zu beachten

und zu benutzen hat (vgl° OLG° Schleswig, NJW() 1949 S° 863

Nr„ 4; ähnlich auch OGHZl, S° 272 £?7é7)° Im vorliegenden
Fall hätte also die Deutsche Dienstpost in Bozen den völker—

rechtlichen Anforderungen dadurch am besten entsprochen, daß.

sie für ihr in Südtirol eingestelltes einheimisches Personal

eine Unfallversicherung bei den italienischen Versicherungs—

einrichtungen herbeigeführt hätte, Dem Bericht des Leiters der

Dienstpost dürfte zwar zu entnehmen sein, daß dies wegen ent-

gegenstehender italienischer Bestimmungen nicht ohne weiteres
durch eine bereits gegebene Versicherungspflicht erreicht wer-

den konnte, Es ist aber nicht ersichtlich und wird auch von der

Revision nicht vorgetragen, daß hiermit alle Köglichkeiten, den

Kläger der italienischen Unfallversicherung zu unterstellen,

erschöpft waren, Vielmehr hätte der Deutschen Diénstpost der
völkerrechtlich zulässige und gebotene Weg offengestenden,

durch Verhandlungen oder sonstige geeignete Schritte gegenüber

den itälienischen Dienststellen den Versicherungsschutz für die

beschäftigten Einheimischen zu gewährleisten° Nach der Be—

setzung Deutsctlends haben zoB„ die alliierten Besatzungsmäch-V

te in den westdeutechen Besatzungszonen diese ihnen obliegende

Aufgabe im Wege der Anweisung an die deutschen Dienststellen

gelöst (vg—1°Kontrollratsdirektive 27 vom18„ 3„ 1946, Amts—
blatt des Kontrollrets in Deutschland, 1946 8° 1460 Weitere

Nachweise bei Läuterbach aoaoo„ S° 34a). Die hier vertretene

Ansicht findet eine weitere Bestätigung durch die - im Vergleich'

zur Generelklausel des Art, 43 HLKO wesentlich eingehender for—
mulierten — Vorschriften des IV. Genfer Abkommens vom l2oAugust

1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten (BGBl° 1954

II SO 917)„ Dieses Vertregswerk ist zwar erst einige Jahre

nach dem Zeitpunkt des hier strittigen Arbeitsunfalls in
Kraft getretena_Da es jedoch im allgemeinen eine sinngemäße

?ortentwicklung und Ergänzung der HLKO darstellt (vgl. Uhler

_ 19 „
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aoeoOo SO 80; Verdroß noeooo, so 382; Schlögel, Die Genfer

Rotkreuz—Abkommen‚ 3„ Auflo‚ So 39), kann diese von über

50 vertretenen Staaten einstimmig gebilligte Konvention

unbedenklich schon für die vorhergehende Zeit als Ausdruck

allgemeiner Völkerrechtsüberzeugung angesehen werdeno Arte 51

der Konvention regelt die Eefugnis der Besatzungsmacht

zur Dienstverpflichtung der im besetzten Gebiet lebenden

'Zivilbevölkerung; dabei schreibt £.bso 3 Satz 4 dieser Be—

stimmung ausdrücklich vor„ daß die im besetzten Lande gel—

tenden Rechtsverschriften betreffend die Arbeitsbedingungen‚

insbesondere bezüglich der Entschädigungen für Arbeitsun—

fälle und Berufskrenkheiten, auf die im Dienste der Be—

satzungsmacht arbeitenden Zivilpersonen anzuwenden sindo Wenn

das sogar für dienstverpflichtetc Personen gilt, so muß für

Arbeitnehmer, die — wie seinerzeit mutmaßlich der Kläger —
aus freien Stücken eine Beschäftigung aufgenommen haben‚

erst recht gefolgert werden‚ daß sie nicht der Unfallver-

sicherung der Bbeetzungsneeht unterliegen sollen9 sondern

daß ihnen der Schutz ihrer einheimischen Unfallversicherung

zu gewährleisten ist° — Der Senet ist nicht zu einer Prüfung

der Frege berufen9 ob und inwieweit die Bundesrepublik dem

Kläger gegenüber dafür leftber gemacht werden kann? daß

seinerzeit die Deutsche Dienstpest Alpenvorlend vielleicht

nicht alle völkerreehtlich angebrachten und wohl auch durch

die Fürsorgepflieht des Arbeitgebers gebotenen Schritte un—
ternemmen het‚ um dem Kläger den Schutz der italienischen

Uniallversicheru g zu verschaffen° Henn insoweit würde es
sich nicht um eine Angelegenheit der Sozialversieherung im

Sinne des 5 51 SGG hendeln°

Keiner der vom Senat geprüften rechtlichen Gesichtspunkte hat

demnach zu dem Ergebnis geführt9 daß der Kläger zur Zeit sei—

nes Unfalls als nach deutschem Recht uniallversichert ange—
sehen werden kann„ Deshalb bleibt dem Kläger ein Leistungs—

neprueh gegen die Beklagte nach @8 Abs“ 1 Einleitung‘FredeG
versagt9 ohne daß noch zu prüfen ist, ob die weiteren in Nr° l

r Vorechrift aufgestellten Voreussetavngen erfüllt sind„
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@ 9 FredeG kommt deshalb ebenfalls nicht in Betracht? abge—

sehen davon? daß der Kläger die Staatsangehörigkeitserfor—

dernisse dieser Vorschrift nicht erfüllt°

Die unbegründete Revision war hiernach zurück2uweisen

(@ 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG)„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGGo
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